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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Beschlusses des Rates, mit dem die Kommission im Hinblick 
auf einen Beitrag der Gemeinschaft zur Finanzierung von Kernkraftwerken 
zur Aufnahme von Euratom-Anieihen ermächtigt wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinsdiaft, insbesondere auf Arti- 
kel 2 und 172, 

im Hinblick auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch einen massiven Beitrag zur Elektrizitäts- 
erzeugung kann die Kernenergie die zu große Ab- 
hängigkeit der Gemeinschaft von Energieeinfuhren 
verringern und damit die Bedingungen für diese Ein- 
fuhren verbessern. 

Die Nutzung von Kernenergie zur Elektrizitäts- 
erzeugung ist bei den gegenwärtigen technisch-wirt- 
schaftlichen Bedingungen wirtschaftlich rentabel und 
eindeutig vorteilhafter als die Verwendung von Erd- 
ölerzeugnissen. 

Die zusätzlichen Investitionen, die für die nukleare 
Ausrüstung im Vergleich zur herkömmlichen Aus- 
rüstung notwendig sind, sowie die mit der Erhöhung 
der Preise für Erdölerzeugnisse verbundene Bela- 
stung, die sich auf die Betriebskosten der vorhande- 
nen herkömmlichen Kraftwerke auswirkt, zwingen 
die Elektrizitätserzeuger zu verstärkter Kreditauf- 
nahme. 

Gemäß Artikel 2 c) des Euratom- Vertrags hat die 
Gemeinschaft die Aufgabe, die Investitionen zu er- 
leichtern und, insbesondere durch Förderung der 
Initiative der Unternehmen, die Schaffung der we- 
sentlichen Anlagen sicherzustellen, die für die Ent- 
wicklung der Kernenergie in der Gemeinschaft not- 
wendig sind; Artikel 172 Absatz 4 des Euratom- 
Vertrags gibt die Möglichkeit, um diese Verpflich- 
tung zu erfüllen, Anleihen zur Finanzierung der For- 
schung oder der Investitionen der Atomwirtschaft 
aufzunehmen. 

Angesichts des Volumens des Kapitalbedarfs ist 
eine Erhöhung des Finanzierungspotentials wün- 
schenswert; Euratom kann in diesem Bereich eine 
wesentliche Hilfe leisten. 

Die Gemeinschaft muß alle ihr zur Verfügung 
stehenden Mittel einsetzen, um die Erreichung der in 
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der neuen Strategie für eine gemeinsame Energie- 
politik gesteckten Ziele zu erleichtern - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die Kommisison wird ermächtigt, im Namen der 
Europäischen Atomgemeinschaft in einer oder meh- 
reren Tranchen Anleihen in Höhe von höchstens 
500 Millionen Rechnungseinheiten pro Jahr aufzu- 
nehmen, deren Aufkommen in Form von Darlehen 
zur Finanzierung von Investitionsvorhaben für die 
industrielle Erzeugung von Elektrizität in Kernkraft- 
werken und für die Anlagen zu deren Brennstoffver- 
sorgung verwendet wird. 

Artikel 2 

Die Konditionen der Anleihen sind von der Kom- 
mission entsprechend den Kapitalmarktbedingungen 
und je nach den sich aus der Laufzeit der Anleihen 
ergebenden Erfordernissen zum Besten der Gemein- 
schaft auszuhandeln. 

Artikel 3 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die Gewährung 
eines jeden Darlehens zu entscheiden. Hierbei läßt 
sie sich insbesondere von dem Grundsatz leiten, 
daß die Mittel so rentabel wie möglich in Anlagen 
optimaler Größe zu verwenden sind. 

Die Darlehen werden banküblich gesichert, 

Artikel 4 

Die mit der Aufnahme und Bedienung der Anleihen 
der Europäischen Atomgemeinschaft verbundenen 
Einnahme- und Ausgabevorgänge sind in dem Teil 
des Haushalts der Gemeinschaften ausuzweisen, der 
sich auf die Forschungs- und Investitionsausgaben 
bezieht. 

Artikel 5 

Die Kommission unterrichtet den Rat und das Parla- 
ment regelmäßig über die Abwicklung der vorge- 
nannten Vorgänge. 
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Begründung 


I. Energiewirtsdiaftliche Gesichtspunkte 

Wie es die Kommission bereits bei der Vorlage der 
am 27. November angenommenen energiepolitischen 
Dokumente dargelegt hat, sollte bis 1985 die Abhän- 
gigkeit Europas von Erdöleinfuhren von 63 v. H. auf 
45 V. H. gesenkt und die Hälfte des Elektrizitätsbe- 
darfs durch Kernenergie gedeckt werden (Ziel 200 
GWe). 

Unter Berücksichtigung der bereits errichteten oder 
vor der Vollendung stehenden Anlagen (Inbetrieb- 
nahme bis Ende 1975), die eine Leistung von rund 
20 GWe erbringen, umfassen die bis 1981 fortzuset- 
zenden und einzuleitenden Maßnahmen: 

150 GWe in der Perspektive der einzelstaat- 
lichen Pläne, 

180 GWe in der Perspektive des von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Ziels. 

Die zusätzliche Belastung für die spezifischen Inve- 
stitionen der Kernkraftwerke beläuft sich im Ver- 
gleich zu den Investitionen der klassischen Kraft- 
werke auf 100 RE/kWe (100 Mio RE/GWe). Da die 
spezifischen Investitionen der Kernkraftwerke 350 
RE/kWe (350 Mio RE/GWe) betragen, führt die dem 
Ziel der Kommission entsprechende Finanzierung zu 
jährlichen Mittelbindungen in Höhe von 


1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 


5 285 Mio RE 
4 410 Mio RE 

7 455 Mio RE 

8 750 Mio RE 

9 450 Mio RE 
10 850 Mio RE. 


Für die Zeit von 1975 bis 1985 wird der Bedarf an 
Kernbrennstoff Investitionen in Höhe von 7500 ! 
Mio RE erfordern, die sich wie folgt verteilen: 
Bergwerke 1500 Mio RE 

Aufarbeitung 1000 Mio RE 

Anreicherung 5000 Mio RE. 

Was die Anreicherung und die Aufarbeitung betrifft, 

so werden die Investitionen nur auf einige Werke 

entfallen, für die ernste Investitionsprobleme ent- i 
stehen könnten. [ 

Beispielsweise erfordert eine Anreicherungsanlage | 
bei 10 000 t Trennarbeit pro Jahr eine Investition i 
in Höhe von 2000 Mio RE und eine Aufarbeitungs- | 
anlage bei 1000 t pro Jahr eine Investition von min- ' 
destens 280 Mio RE. 

Diese Mittelbindungen beziehen sich auf Investitio- 
nen, die sich über die sechs Jahre, die die Errich- 


tung dauert, erstrecken. Die entsprechenden Jahres- 
ausgaben verteilen sich wie folgt: 


1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 


2 600 Mio RE 

3 500 Mio RE 
5 000 Mio RE 

7 000 Mio RE 

8 650 Mio RE 

10 100 Mio RE 

11 150 Mio RE 

12 600 Mio RE 

13 700 Mio RE 

14 800 Mio RE 

15 750 Mio RE. 


Die derzeitige Wirtschaftlage, die für die Stromer- 
zeuger vor allem in 

staatlich im Rahmen der Inflationsbekämpfung 
vorgeschfiebenen künstlich niedrigen Tarifen 
zum Ausdruck kommt, hat zur Folge, daß die Mög- 
lichkeiten einer Finanzierung aus Eigenmitteln 
drastisch beschränkt werden und sie verpflichtet 
sind, in stärkerem Maße den Kapitalmarkt in An- 
spruch zu nehmen. 

Da die Zinssätze für dieses Kapital aber sehr hoch 
liegen, sehen sich die Stromerzeuger überdies sehr 
ernsten Finanzierungsproblemen gegenüber. 

Diese Probleme treten in einer Zeit auf, in der die 
Stromerzeuger auf Grund folgender Gegebenheiten 
zusätzliche Ausgaben zu leisten haben: 

— die erhebliche Verteuerung der fossilen Brenn- 
stoffe, 

— der beschleunigte Einsatz der Kernenergie, deren 
spezifische Investitionskosten beträchtlich höher 
liegen als bei klassischen Kraftwerken, 

— die Notwendigkeit, die Verwendung von Elektri- 
zität zu fördern, um das Erdöl in der Energiever- 
sorgung der Gemeinschaft durch Uran zu erset- 
zen. 


II. Finanzielle Gesichtspunkte 

Die industrielle Erzeugung von elektrischer Energie 
durch Kernkraftwerke und die Anlagen für ihre 
Brennstoffversorgung werfen angesichts der star- 
ken Kapitalintensität dieser Industrie und der Span- 
nungen auf den Kapitalmärkten schwierige finan- 
zielle Probleme auf. 

Um dieser Lage gerecht zu werden, hat die Kommis- 
sion eine gemeinsame Politik der Finanzierung vor- 
geschlagen, die insbesondere in einer stärkeren In- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. März 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Eu 5/75: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Januar 1975 
dem Herrn Präsidenten des Rates übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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anspruchnahme der gemeinschaftlichen Finanzie- 
rungsinstrumente, vor allem im direkten Einsatz 
von Euratom- Anleihen (Artikel 172 des EAG-Ver- 
trags) bestehen soll. 

Mit der finanziellen Beteiligung der Kommission ge- 
mäß dem Euratom-Vertrag sollen nicht die traditio- 
nellen Finanzierungsquellen im Bereich der Ener- 
gieinvestitionen ersetzt werden, sondern es soll eine 
zusätzliche Möglichkeit dadurch geboten werden, 
daß Kapital mobilisiert wird, zu dem die stromer- 
zeugenden Unternehmen normalerweise keinen Zu- | 

gang hätten. I 

i 

Die Finanzierungstätigkeit der EAG würde sich weit- j 
gehend auf die von der Kommission in über 20 Jah- | 
ren im Rahmen des EGKS-Vertrags gesammelten j 
Erfahrungen stützen. Es ginge darum, Darlehen mit j 
Komplementärcharakter zu gewähren, deren Höhe | 
normalerweise nicht 30 v. H. der sonstigen Anleihe- 
mittel des Unternehmens überschreiten sollte. i 

Diese langfristigen Darlehen würden durch die bank- 
üblichen Sicherheiten garantiert, d. h. in erster Linie 
“ wie im EGKS-Bereich - durch Bürgschaften und 
Grundpfandrechte. 

Bereits 1963 sind unter dem Euratom-Vertrag Mittel 
in Höhe von $ 41 Mio aufgenommen und darlehens- 
weise an EAG-Unternehmen weitergeleitet worden. 

IIL Schlußfolgerungen 

Für die Gemeinschaft besteht ein lebenswichtiges 
Interesse daran, daß die Kernenergie so schnell und 
so massiv wie möglich ihren Beitrag leisten kann, 


um die Folgen einer zu ausgeprägten Energieabhän- 
gigkeit zu mildern. 

In dieser Hinsicht müssen die gemeinsamen Be- 
mühungen als Ausdruck der europäischen Solidarität 
verstärkt werden. Daher schlägt die Kommission vor, 
auf Artikel 172 Absatz 4 des EAG- Vertrags zurück- 
zugreifen, um zur Finanzierung der Kernkraftwerke 
und der Anlagen für ihre Brennstoffversorgung 
durch Anleihen beizutragen, die sie vor allem auf 
dem internationalen Kapitalmarkt zugunsten der 
Stromerzeuger aufnehmen könnte. 

Nach Ansicht der Kommission würde ein Anleihe- 
volumen von 500 Millionen RE pro Jahr einen we- 
sentlichen Beitrag zur Durchführung ihres Energie- 
programms leisten. 

Angesichts der laufenden Veränderung der Kapital- 
märkte (die oft sehr rasche Entscheidungen erfordert) 
und um der Kommission die Möglichkeit zu geben, 
die genannten Mittel zu bestmöglichen Bedingungen 
zu mobilisieren, sollte der Rat die Kommission er- 
mächtigen, dieses Anleihvolumen zum Besten der 
Gemeinschaft aufzunehmen. 

Schließlich sei hervorgehoben, daß die Euratom- 
Darlehen aus diesen Anleihen auf die gleiche Wäh- 
rung lauten sollen und hinsichtlich des Zinssatzes, 
der Laufzeit und der Garantie mit Konditionen ausge- 
stattet werden, welche die Möglichkeiten geben, den 
Anleihedienst in vollem Umfang zu decken, so daß 
hieraus im Prinzip keine Belastung für den Haus- 
haltsplan der Gemeinschaft entsteht. 

Die Kommission bittet daher den Rat, den nach- 
stehenden Entwurf eines Beschlusses anzunehmen. 


3 



